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"Von allen Welten, die der Mensch

erschaffen hat, ist die der Bücher

die gewaltigste." Heinrich Heine

Nach der Sitzung des Finanz- und Be-
teil igungsauschusses am 24.1 1 .201 0
hat sich der Knoten gelöst: Es wird bei
der Verabschiedung des Haushalts ei-
ne Mehrheit im Rat für den Fortbe-
stand der Uerdinger Zweigstel le der
Mediothek geben.
Nachdem die Ratsgruppe DIE LINKE
als einzige pol itische Kraft im Stadtrat
bereits im Oktober 201 0 für die Sit-
zung des Kulturausschuss am 09.1 1 .
beantragt hatte, die Bücherei "mit der
bisherigen personel len Ausstattung
und den bisherigen Öffnungszeiten
einschl ießl ich des damit verbundenen
Betriebsaufwandes fortzuführen", fand
sie nur Unterstützung bei der SPD.
Buchstäbl ich auf den letzten Drücker
quasi vor Toresschluss drehten Bünd-
nis 90/Die Grünen bei, nachdem sie
zunächst ebenso wie CDU und FDP
ausschl ießl ich für eine Konzentration
der Haushaltsmittel und Stärkung der
Mediothek am Theaterplatz sich aus-
gesprochen und für die Bücherei in
Uerdingen in neol iberaler Manier die
private Fortführung in Form eines
"Fördervereins" vorgeschlagen hatten.

Ohne Ihr bürgerschaftl iches Engage-
ment, die vielfältigen Aktionen in der
Öffentl ichkeit, die Proteste in der örtl i-
chen Presse und die Demonstration
der Schülerinnen und Schüler wäre die
Entscheidung nicht zu wenden gewe-
sen. Der beharrl iche Kampf für den Er-
halt der Uerdinger Zweigstel le hat sich
gelohnt. DIE LINKE.Krefeld freut sich
mit den Uerdingern über diesen Er-
folg.
DIE LINKE.Krefeld wird im Rat u. a.

Die Bücherei Uerdingen bleibt!

auch die beabsichtigte Anhebung der
jährl ichen Nutzungsentgelte der Medio-
thek von 20,00 € auf 23,00 € und insbe-
sondere auch die Streichung der
Ermäßigung für Studierende ablehnen.
Die Mediothek Krefeld erwirtschaftet

22 % ihrer Ausgaben und gehört damit
bundesweit zur Spitze der öffentl ichen
Bibl iotheken bei der Eigenerwirtschaf-
tung ihrer Mittel . Sie gehört in der Re-
gion bereits jetzt zu den Bibl iotheken
mit den höchsten Entgelten.
Öffentl iche Bibl iotheken sind in ganz
besonderer Weise Teil kommunaler Da-
seinsvorsorge, denn sie gewährleisten
den gleichberechtigten Zugang al ler zu
Bildung, Information und Kommunikati-
on. Wenn Lesen als wichtigste Schlüs-
selkompetenz im Leben gilt und damit
Grundlage jegl icher Wissensaneignung
ist, weil Lernen Souveränität und Leich-
tigkeit im Umgang mit Texten voraus-
setzt, dann muss gerade in diesen
Bereich durch Bereitstel lung von aus-
reichenden Haushaltmitteln investiert
und eine fortlaufende Entwicklung des
Bibl iotheksbestandes ermögl icht wer-
den.
U.M.

Die LINKE. Krefeld gratuliert den Uerdingern

Ursula Mende, Sachkundige Bürgerin im Kulturausschuss

DIE LINKE. in Mönchengladbach und

Krefeld lehnt Rechtsformänderung

des Theaters ab

Georg Büchner, „Dantons Tod“

Das gilt nicht nur auf der Bühne, sondern auch für die Theaterstruktur!

Die Umwandlung der Vereinigten Städti-
schen Bühnen Krefeld und Mönchen-
gladbach (VSB) von einer GbR in eine
gGmbH lehnt die Partei DIE LINKE. in

Mönchengladbach und Krefeld ab
Die Rechtsformänderung in eine
gGmbH lässt befürchten, dass das
Theater nach dem Ablauf der Etatsi-
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cherung in vier Jahren aufgrund der fi-
nanziel len Notlage der Städte in Teilen
oder auch insgesamt abgewickelt
wird.
Für DIE LINKE ist der Betrieb des
Theaters eine bestehende Säule der
kulturel len Bildung und gerade in die-
sem Bereich besteht enormer Hand-
lungsbedarf. Entscheidend muss der
pol itische Wil le sein, das Theater dau-
erhaft zu erhalten. Theater ist Teil kul-
turel ler Daseinsvorsorge. Hier muss
die Pol itik die Einflussmögl ichkeit be-
halten. Ein Theater, das unter dem
Aspekt der Zukunftssicherung über
fünf Jahre einen gedeckelten Etat,
sprich Etatkürzung hat, ist aus finanzi-
el len Gründen gefährdet. Vor diesem
Hintergrund ist die jetzige Rechtsform
beizubehalten und die Zukunft nicht
einem Aufsichtsrat zu überlassen. Ma-
rio Bocks, Mitgl ied im Kulturaus-
schuss der Stadt Mönchengladbach,
meint dazu: „Der kulturel le Bildungs-
auftrag muss in öffentl icher Hand
bleiben und dementsprechend auch
die Theaterbühnen in Krefeld und
Mönchengladbach. Man kann doch
Bildung nicht privatisieren und ange-
sichts eines Gesamtetats von gerade
mal 2% ist es unvertretbar die VSB
aus der öffentl ichen Hand zu geben.“
Auch die ungeklärten Fragen, wie die
Rechte und Mitbestimmung der Beleg-
schaft und deren Weiterbeschäfti-
gung, die von den Betriebsräten
geforderte und richtige Patronatser-
klärung, den Verzicht der Gesel lschaft
auf Tendenzschutz sowie die Modal itä-
ten zu den Aufsichtsratssitzungen und
deren Besetzung lassen die ge-
wünschte und gewol lte Transparenz
vermissen. Ebenfal ls stößt die in dem
Spitzengespräch zwischen den Frak-
tionen der beiden Räte getroffene Ab-
sprache, dass der Aufsichtsrat
ledigl ich öffentl ich tagen kann und
nicht muss, auf Ablehnung. „Mit die-
ser Regelung wird man davon ausge-
hen können, dass dies nicht
geschieht. Hier wäre, wenn wir schon
eine Umwandlung der VSB in eine
gGmbH nicht verhindern können, eine
Verpfl ichtung zur Öffentl ichkeit we-
nigstens ein Schritt zur Transparenz.“
sagt Ursula Mende, sachkundige Bür-
gerin im Kulturausschuss der Stadt
Krefeld. Die Städte Krefeld und Mön-
chengladbach haben insoweit auch
die Chance vergeben, innovativ und

vorwärtsweisend Mitbestimmung der
ArbeitnehmerInnen und Transparenz der
Wil lensbildung in der neuen Gesel l-
schaftsform zu gestalten. Es wäre ohne
weiteres eine Drittelparität im Aufsichts-
rat mögl ich gewesen, wie es auch DIE
LINKE gefordert hat. Für eine gGmbH,
deren Gesel lschafter öffentl iche Träger
sind, wäre es beispielhaft, wenn der
Aufsichtsrat grundsätzl ich öffentl ich
tagt und dies nicht nur im jeweil igen Er-
messen des Aufsichtsrats steht, wie es
jetzt im Gesel lschaftsvertrag vorgese-
hen ist. Das im Gegensatz zu der SPD in
Mönchengladbach die Sozialdemokra-
ten in Krefeld den Vertragsentwurf in
der jetzt vorgesehenen Form ablehnen,
findet die Zustimmung der Partei DIE
LINKE. „Hier scheinen die Sozialdemo-
kraten in Krefeld einen Schritt weiter zu
sein als ihre Genossinnen und Genos-
sen in Mönchengladbach. Auch die For-
derung nach 3 Betriebsräten im
Aufsichtsrat aus der SPD-Krefeld im Ge-
gensatz zu der Forderung nach 2 Be-
triebsräten aus der
SPD-Mönchengladbach zeigt, wie unter-

schiedl ich sich die beiden „gleichen“
Parteien hier verhalten,“ sagt Ursula
Mende.
DIE LINKE in Mönchengladbach und
Krefeld wird in den jeweil igen Ratssit-
zungen am 9.1 2.201 0 in Krefeld und
am 22.1 2.201 0 in Mönchengladbach
gegen die Rechtsformänderung der
VSB stimmen.

Gemeinsame Erklärung der Fraktion

DIE LINKE im Rat der Stadt Mönchen-

gladbach und der Ratsgruppe im Rat

der Stadt Krefeld

Das Theater in Krefeld

Inhalt
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Studiengebühren sofort
abschaffen

Die Fraktion DIE LINKE im Landtag in
Nordrhein Westfalen hält ihr Wahlver-
sprechen und steht weiterhin an der
Seite der Studierenden. Wir möchten
die Studiengebühren jetzt abschaffen-
nicht erst im Wintersemester.
Die Landesregierung hat einen Gesetz-
entwurf „Gesetz zur Verbesserung von
Chancengleichheit beim Hochschulzu-
gang in Nordrhein- Westfalen“ vorge-
legt, welcher die Abschaffung von
Studiengebühren zum Wintersemester
201 1 /1 2 vorsieht. Wir al lerdings se-
hen keinen Grund, warum die Studien-
gebühren nicht bereits zum
Sommersemester abgeschafft- und so-
mit die Studierenden ein Semester frü-
her finanziel l entlastet werden können.
Wir haben uns bereits auf SPD und
Grüne zubewegt und das Sommerse-
mester als Kompromissvorschlag ein-
gebracht. Nun ist es an der
Landesregierung sich auf uns zuzube-
wegen.

Es ist aber nicht nur der Zeitpunkt der
Studiengebührenabschaffung, welcher
unseren Ansichten widerspricht, auch
bei anderen Punkten haben wir Ände-
rungsanträge an den Gesetzentwurf
von SPD/Grünen formul iert:

1 . Wir beantragen 500€ pro Studieren-
dem pro Semester als Ausgleich für die
Studiengebührenabschaffung für die
Hochschulen. Wir möchten nicht, dass
die Hochschulen die Leidtragenden der
Studiengebührenabschaffung sind. Der
reale Bedarf kann nur an der Anzahl
der Studierenden festgemacht werden.
Die Landesregierung hingegen möchte
die Summe von 249Mio € pro Jahr (im
Schnitt also maximal 345€ pro Studie-
rendem) deckeln. Dies wird bei stei-
genden Studierendenzahlen aber
keinesfal ls ausreichend sein und die
Lehre wird zwangsläufig darunter lei-
den.
2. Des Weiteren wird die Aufteilung der
Kompensationszahlung SPD/Grünen
an die Studierenden in der Regelstudi-
enzeit gebunden. Dies hat einerseits

zur Folge, dass die Hochschulen ihre
Studierenden noch schnel ler durch das
Studium schleusen werden, weil sie so
ihre Finanzierung sicherstel len. Heutzu-
tage würde z.B. die RWTH Aachen rela-
tiv mehr Geld erhalten als die Ruhr Uni
Bochum, nur weil dort der Anteil an
Studierenden in der Regelstudienzeit
höher ist. Andererseits wurde die Re-
gelstudienzeit sehr wil lkürl ich festge-
legt und viele Studierende
überschreiten diese aus unterschiedl i-
chen Gründen (jobben neben dem Stu-
dium, pol itisches Engagement) ; also
kann dies nicht der Maßstab sein. Nur
bei 500€ pro eingeschriebenem Studie-
rendem ist der Ausgleich real istisch
und die Qual ität des Studiums ist halb-
wegs gesichert.

3. Im Gesetzentwurf von SPD/Grünen
erhalten die kirchl ichen Hochschulen
keinerlei Ausgleich für die fehlenden
Studiengebühren. Wir beantragen, dass
auch sie die Kompensation erhalten
müssen, um die Qual ität von Lehre und
Studium zu sichern.

4. Die Kompensationsmittel der Stu-
diengebühren sol len zweckgebunden
für die Verbesserung der Lehre und der
Studienbedingungen verwendet wer-
den. Hier möchte die Landesregierung
eine Qual itätsverbesserungskommissi-
on bilden. Diese sol l zur Hälfte aus Stu-
dierenden bestehen. Die andere Hälfte
können auch Personen sein, die weder
Mitgl ieder noch Angehörige der Hoch-
schule sind. Wir fordern, dass al le Mit-
gl ieder dieser Kommission aus der
Hochschule kommen müssen, schl ieß-
l ich kennen sie die Situation vor Ort
und wissen am besten wo Verbesse-
rungsbedarf besteht und wo nicht.

5. Wir beantragen die Streichung al ler
Auswahlgebühren egal ob bei ausländi-
schen Studierenden oder BewerberIn-
nen künstlerischer Studiengänge. Es
kann nicht sein, dass für bestimmte
Personenkreise oder Studiengänge ei-
ne Auswahlgebühr erhoben wird und
für andere nicht. H ier muss eine ein-

heitl iche, gebührenfreie Regelung
durchgesetzt werden.

6. Wir möchten, dass auch Gast- bzw.
Zweithörer und TeilnehmerInnen an ei-
nem Studienkol leg von der Befreiung
der Studiengebühren profitieren. Hier
dürfen keine Ausnahmen gemacht
werden, sondern es muss das gleiche
Recht auf ein gebührenfreies Studium
für al le gelten.

Am Gesetz der Landesregierung ist al-
so nicht nur der Zeitpunkt der Ab-
schaffung der Studiengebühren zu
verändern, sondern auch, wie und zu
welchen Lasten diese abgeschafft
werden sol len.
Gunhild Böth

Gunhild Böth Mitglied des Landtages

von Nordrhein-Westfalen
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Der Krefelder Appel l , der am 1 6. November
1 980 öffentl ich vorgestel lt wurde, war ein
Aufruf an die damal ige Bundesregierung, die
Zustimmung zur Stationierung neuer atoma-
rer Mittelstreckenraketen in Europa - Stich-
wort: NATO-Doppelbeschluss -
zurückzuziehen und innerhalb der NATO auf
eine Beendigung des atomaren Wettrüstens
zu drängen. Er wurde von fast fünf Mil l ionen
Bundesbürgern unterzeichnet. Der Nobel-
preisträger Heinrich Böl l , gehörte vor 30
Jahren zu den Unterzeichnern des Krefelder
Appel ls. In einem Schreiben begründete er
seinen Schritt. »Der uralte strategische Be-
griff Angriff ist die beste Verteidigung, den
notfal ls beide Seiten für sich in Anspruch
nehmen würden, macht Nach- und Aufrüs-
tung im Zeitalter des Overkil l zur Absurdi-
tät«. Weise Worte eines geachteten
Literaten, die den Lebensnerv einer an-
wachsenden Zahl der Deutschen berührte.

Damals, im Zeitalter gegeneinander atomar
hochgerüsteter Weltsysteme, galt, wer als
erster schießt, stirbt als zweiter. »Die neuen
Atomwaffen setzen das Rüstungsgleichge-
wicht außer Kraft«, so die Kritiker dieses
neuerl ichen Aufrüstungsschrittes, wodurch
die Kriegsgefahr in Europa erhöht würde.

Es entwickelte sich breiter Widerstand, der
im Krefelder Appel l seinen deutl ichsten Aus-
druck fand. Der im Laufe weniger Monate
mil l ionenfach unterzeichnete Appel l be-
stand nur aus einem einzigen Satz: Ich
schl ieße mich dem Krefelder Appel l an die
Bundesregierung an, »die Zustimmung zur
Stationierung von Pershing-I I -Raketen und
Marschflugkörpern in Mitteleuropa zurück-
zuziehen«. Die knapp 1 000 Teilnehmer des
Gesprächs vom 1 5. und 1 6. November
1 980 hatten einen längeren Text beschlos-
sen, dessen oben genannter Kernsatz zum
Inbegriff des Friedenswil lens vieler Men-
schen wurde.
Der von dem damal igen Bundeswehrgeneral
Gert Bastian verfasste Text bildete die
Grundlage des Gesprächs im Krefelder Sei-
denweberhaus, zu dem neben Bastian u.a.
Petra Kel ly, Martin Niemöl ler, Helmut Rid-
der, Christoph Strässer, Gösta von Uexkül l
und Josef Weber eingeladen hatten. In der

Einladung hieß es: »Die Situation erscheint
uns so dringl ich, dass wir bisherige Vorbe-
halte im Gespräch zurückstel len sol lten.
Denn der Atomtod bedroht uns al le glei-
chermaßen«.

Der Krefelder Appel l war Ergebnis der da-
mal igen Bedrohung und der daraus resultie-
renden Ängste der Menschen. Er brachte
die Probleme auf den Punkt, war unter Frie-
densbewegten konsensfähig und trug zur
Polarisierung zwischen Rüstungsbefürwor-
tern und Rüstungsgegnern bei. Die dabei
erfolgte Pol itisierung ist aus den heutigen
Auseinandersetzungen nicht mehr wegzu-
denken. Viele wünschen sich eine inhaltl i-
che und strukturel le Wiederholung.

Bis dahin nicht ge-
kannte Allianz
In der Krefelder Initiative trafen drei Gene-
rationen zusammen, wie der Schriftstel ler
Dieter Lattmann beobachtete und Martin
Niemöl ler immer wieder bewundernd be-
merkte. Mit ihrem Appel l entstand eine bis
dahin nicht gekannte Al l ianz. Dass der Ge-
neral , die grüne Umweltaktivistin, ein sozial-
demokratischer Abgeordneter und
traditionel le »Friedenskämpfer« aus dem
christl ichen und l inken Spektrum gemein-
sam auftraten, war 1 980 eine pol itische
Sensation und eine Voraussetzung für die
Ausstrahlungskraft dieser Initiative. Die Un-
terschriften wurden gezählt, notariel l bestä-
tigt, und der Bundesregierung und der
Öffentl ichkeit schubweise bis zum Stand
von fünf Mil l ionen mitgeteilt.

Die Liste prominenter Unterzeichner reichte
von Wolfgang Abendroth und Heinrich Al-
bertz bis Heidemarie Wieczorek-Zeul und
Peter Zadek. Einfacher wäre es aufzul isten,
wer aus dem linken und demokratischen
Lager nicht unterzeichnet hatte. Die Sozial-
demokraten Erhard Eppler und Peter Glotz
gehörten dazu. Sie warnten vor dem kom-
munistischen Einfluss, ohne al lerdings da-
mit große Wirkung zu erzielen. Der
gewissermaßen als Staatsdoktrin herr-
schende Antikommunismus konnte die Wir-
kung des Appel ls zwar behindern,
verhindern konnte er seinen Einfluss auf die
bundesdeutsche Gesel lschaft jedoch nicht.

Trug er doch dazu bei, dass die Mehrheit
der Deutschen bis heute »kriegsunwil l ig«, ja
pazifistisch eingestel lt ist.

Wie so oft bei derartigen Kampagnen entwi-
ckelte sich die Zustimmung von unten nach
oben; bei der SPD, den Gewerkschaften wie
auch den Kirchen. Es ging dabei nicht nur
um eine Unterschrift, sondern um ein
großes Gespräch sowie einen al lgemeinen
Lernprozess. Die Menschen waren hoch
motiviert und mobil isierten sich selbst. De-
mokratische Selbsttätigkeit wurde zu einer
neuen Erfahrung. Die Gründung von Frie-
densinitiativen, die wie Pilze aus dem Bo-
den schossen, war für viele eine wichtige
Erfahrung der Selbstorganisation und des
eigenen Engagements.

Der Appel l wurde von Anhängern al ler Par-
teien im Bundestag, den Grünen und der
DKP getragen; von vielen Jugendorganisa-
tionen; von Mitgl iedern der Gewerkschaften
und Angehörigen der Verbände beider Kon-
fessionen; von der Ökologiebewegung und
der Deutschen Friedensunion (DFU); von
Frauenorganisationen al ler Richtungen, Stu-
dentenverbänden, Jugendringen und Schü-
lervertretungen; von Künstlern,
Wissenschaftlern, Schriftstel lern und Publ i-
zisten.

Trotz immer wiederkehrender Angriffe bl ieb
es beim überparteil ichen Charakter des
Krefelder Appel ls. Den respektierte auch
die DKP, die engagiert mitwirkte und deren
Mitgl ieder sich beachtl ich für den Appel l
einsetzten. Die DKP war ebenso wie die
DFU Bestandteil – nicht Stichwortgeber –
dieses breiten gesel lschaftl ichen Bündnis-
ses für den Frieden. Im Kreis der Initiatoren
fielen die pol itischen und organisatorischen
Entscheidungen.

Besonders spektakulär war der Einfluss des
Krefelder Appel l auf dem Hamburger Evan-
gel ischen Kirchentag 1 981 . 55 000 Teilneh-
merinnen und Teilnehmer unterzeichneten
den Appel l . »Weil Christus kein Kil ler ist, ha-
ben die Apostel des Overkil ls mit seinem
Evangel ium nichts zu tun«, so Uta Ranke-
Heinemann.
Die Veränderungen der friedenspol itischen
Positionen der SPD vom Ja für zum Nein ge-

Nicht wiederholbar, aber: Erinnern lohnt sich!

30 Jahre Krefelder Appell
»Der Atomtod bedroht uns alle. Keine Atomraketen in Europa«

Von Horst Trapp und Reiner Braun
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gen die Atomwaffen ist sicherl ich auch
dem Krefelder Appel l zuzurechnen. Verän-
derungen auch von festgefahren Positio-
nen sind durch das Engagement vieler
Menschen, das seinen organisatorischen
und pol itischen Ausdruck finden muss,
mögl ich.

Die Krefelder Initiative verstand sich auch
als inspirierendes und einigendes Dach der
neu entstehenden berufsbezogenen Frie-
densinitiativen. Über deren Funktion
schrieb Professor Peter Starl inger von der
Naturwissenschaftler-Initiative, dass sie
spezifische berufl iche und fachl iche Erfah-
rungen in die pol itische Diskussion einbrin-
gen können. Die Krefelder Initiative stel l te
in einer Veröffentl ichung 20 »Berufsbezo-
gene Initiativen« vor. Sie reichten von Ar-
chitekten für den Frieden und Betriebl ichen
Friedensinitiativen bis Sportler gegen
Atomraketen und Sprachwissenschaftler
für den Frieden. Viele bestehen noch heu-
te.

Die Krefelder Initiative stand weiter für viel-
fältigen Aktivitäten wie große Foren, Künst-
lerfeste, ein deutsch-amerikanisches
Friedensfest, eine internationale Frie-
densstafette, Aktionen der »Berufsbezoge-
nen Friedensinitiativen« und örtl iche
Diskussionsrunden. Pol itische Foren gab
es 1 981 in Dortmund, 1 983 in Bonn und
1 984 wiederum in Dortmund. Bei den
Künstlerfesten 1 981 in Dortmund und
1 982 in Bochum mit über 200 000 Teilneh-
merInnen, 1 984 in Dortmund und 1 985 in
Hannover beteil igten sich namhafte Künst-
ler wie Harry Belafonte, Gitte Haenning,
Miriam Makeba, Udo Lindenberg, Hannes
Wader und André Hel ler.
Auch Anstöße zu weiteren Aktionen gingen
von den »Krefeldern« aus. So entstand ein
neuer friedenspol itischer Diskurs von un-
ten, der nicht nur Atomwaffen prinzipiel l
ablehnte, sondern die NATO als Zentrum
des Mil itarismus generel l infrage stel lte. Zi-
vi le Konfl iktbearbeitungsstrategien wurden
verstärkt entwickelt. Dabei spielte die (da-
mals noch) pazifistische Partei »Die Grü-
nen« eine wichtige Rol le. Ihr erstmal iger
Einzug in den Bundestag 1 983 war ein Mei-
lenstein auch für parlamentarische Verän-
derungen.

Nach dem Scheitern der Regierung
Schmidt 1 982 stimmte der Bundestag un-
ter Kanzler Kohl im Jahr 1 983 mehrheitl ich
der Stationierung der neuen Atomraketen
zu. Die »Krefelder« entwickelten daraufhin
im November 1 984 die neue Kampagne

»Hiroshima mahnt – Stoppt den Rüstungs-
wahnsinn«. Die atomare Aufrüstung sol lte
demnach gestoppt, die mil itärische Nut-
zung des Weltraums verboten und der Rüs-
tungshaushalt eingefroren werden.

Atomkriegsgefahr

auch heute nicht ge-
bannt
Zwar gaben die friedenspol itischen Vor-
schläge Michail Gorbatschows der Per-
spektive einer Welt ohne Atomwaffen neue
Impulse. Doch heute, nach dem Ende der
Ost-West-Konfrontation, ist die Gefahr ei-
nes Atomkrieges nicht gebannt. Völker-
rechtswidrige Kriege um pol itischen und
wirtschaftl ichen Einfluss drohen zu eska-
l ieren, Atomwaffen lagern einsatzbereit
nach wie vor auch auf deutschem Boden,
und der Einsatz atomarer Waffen ist wei-
terhin Bestandteil der Kriegsführungsstra-
tegien.

Widerstand entwickelt sich konkret, 1 980
wie heute. Gegen Stuttgart 21 , die Atom-
energie oder auch gegen neue Kriege.
Spontan oder organisiert. Dabei werden
grundlegende Veränderungen der gesel l -
schaftl ichen Aktionstätigkeit deutl ich. So
durch das Internet und die gesamte elek-
tronische Kommunikation, durch die viel
stärkere internationale Vernetzung des
Protestes, aber auch durch das deutl ich er-
kennbare kurzfristige und projektorientier-
te Engagement der handelnden Akteure.

Heute sol len die Deutschen im Zuge einer
Neujustierung der deutschen Außen- und
Mil itärpol itik wieder an den Krieg gewöhnt
werden. Neue Propagandamuster ersetzen

den historischen Antikommunismus, ge-
nannt seien nur die Stichworte »Terroris-
mus« und »Islam«. Da ist es angebracht,
sich zu erinnern. Der Krefelder Appel l und
die Bewegung, die sich um ihn herum ent-
wickelte, brachten zwar nicht das unmit-
telbar angestrebte Ergebnis. Sie führten

Reiner Braun, Privatfoto

jedoch zu einem Bewusstseinswandel und
dem Glauben an die eigene Kraft, wie sich
in zahlreichen aktuel len Auseinanderset-
zungen zeigt. Die damal igen Auseinander-
setzungen verweisen aber auch darauf,
dass außerparlamentarische Initiativen
die gesel lschaftl iche Hegemonie in pol iti-
schen Fragestel lungen gewinnen können.
Für die Friedensbewegten unterstreicht
der Rückbl ick auf den Krefelder Appel l : Es
ist gut und wichtig, sich organisations-
übergreifend auf überschaubare Ziele zu
einigen, und um diese eine Auseinander-
setzung zu führen. Das ist bekanntl ich
nicht immer einfach, weil die zahlreichen
Organisationen und Initiativen breit gefä-
cherte spezifische Ziele verfolgen. Im Zu-
sammenhang mit dem Krieg in
Afghanistan ist das Zusammenführen mit
dem gemeinsamen Appel l jedoch ebenso
gelungen wie beim Kampf gegen die
Atomrüstung.
Der Krefelder Appel l ist nicht wiederhol-
bar, aus den dabei gemachten Erfahrun-
gen lernen können wir al lemal. Erinnern
lohnt sich.

Horst Trapp und Reiner Braun gehörten der

Krefelder Initiative an

-------------------------
Der Artikel wurde am 1 3.1 1 .201 0 auf
http://www.neues-deutschland.de veröf-
fentl icht.



6 Rote Krähe - DIE LINKE. Krefeld - Ausgabe 6 / 201 0 Dezember 201 0

und Freiheiten muss daher besondere

Aufmerksamkeit gelten.

Uneingeschränkte Teilhabe für Men-

schen mit Behinderungen am gesamtge-

sel lschaftl ichen Leben ! Menschenrechte

sind nicht teilbar.

Die Behindertenpol itik der Partei DIE

LINKE setzt sich für die konsequente

Umsetzung der UN-Behindertenrechts-

konvention ein und verpfl ichtet sich, mit

al len demokratischen Mitteln die Unteil-

barkeit der Menschenrechte auf al len

Ebenen der Gesel lschaft und Pol itik für

al le Menschen gleichermaßen unabhän-

gig von Herkunft, Geschlecht und Behin-

derungen einzufordern.

An dieser Stel le muss betont werden: es

geht nicht al lein um Menschen mit Be-

hinderungen, ebenso ist der Schutz der

Rechte und der Würde von alten Men-

schen, von Jugendl ichen und Kindern,

von chronisch und psychisch Kranken zu

stärken und zu verteidigen.

DIE LINKE steht für eine selbstbestimm-

te Lebensführung für Menschen mit Be-

hinderungen und setzt sich für ein

umfassendes Teilhabesicherungs- und

Nachteilsausgleichsgesetz ein. Eine Be-

hinderung ist eine objektive Einschrän-

kung (Nachteil ) , die es einkommens- und

vermögensunabhängig auszugleichen

gilt. Dieser Nachteilsausgleich kann ma-

teriel ler, technischer und / oder finanzi-

el ler Art sein. Er dient in jedem Fal l der

Ermögl ichung einer vol len Teilhabe am

gesamtgesel lschaftl ichen Leben. Das gilt

für Menschen mit körperl ichen-, geisti-

gen- und Sinnesbehinderungen ebenso

wie für psychisch und chronisch Erkrank-

te.

Die Pol itik hat zwar einzelne halbherzige

Gesetze verabschiedet. Doch sogar de-

ren Umsetzung wird stets durch Kosten-

Nutzen-Vergleiche, Vorurteile und andere

Barrieren in den Köpfen vieler Menschen

eingeschränkt.

Menschen mit Behinderungen erfahren

auf al len gesel lschaftl ichen Ebenen Ein-

schränkungen. Diese beginnen mit baul i-

chen Barrieren im Wohnen und

öffentl ichen Gebäuden, ziehen sich als

roter Faden durch die Stadtlandschaft,

Kindergärten, Schulen, Ausbildung und

In der Bundesrepubl ik Deutschland le-

ben laut statistischen Angaben (2009)

7,1 Mil l ionen schwerbehinderte Men-

schen. Damit sind 8,7% der gesamten

Bevölkerung in Deutschland schwerbe-

hindert. Als schwerbehindert gelten

Personen, denen von den Versorgungs-

ämtern ein Grad der Behinderung von

50% und mehr zuerkannt wurde.

Menschen mit Behinderungen sind in

erster Linie MENSCHEN und Teil unse-

rer Gesel lschaft. . Sie als begehrl iche

Objekte von Wohlfahrts- und Pflegeor-

ganisationen und -institutionen zu be-

trachten, ihre Teilhabe am

gesel lschaftl ichen Leben zu behindern,

verstößt eklatant gegen die Men-

schenrechte und Grundfreiheiten. Un-

abhängig von der Entstehung und den

Ursachen einer Behinderung sind Men-

schen mit Behinderungen in ihrer indi-

viduel len Einmal igkeit zu akzeptieren.

Mädchen und Frauen mit Behinderun-

gen werden mehrfach diskriminiert,

wegen ihres Geschlechts und auf

Grund ihrer Behinderungen. Ihre

sexuel le Diskriminierung geht mit der

nichtbehinderter Frauen und Mädchen

einher. Der Durchsetzung ihrer Rechte

Teilhabe jetzt! Behindertenpolitik

ist Menschenrechtspolitik

Behinderungen treten vor al lem
bei älteren Menschen auf: So
waren deutl ich mehr als ein
Viertel (29%) der
schwerbehinderten Menschen
75 Jahre und älter; knapp die
Hälfte (46%) gehörte der
Altersgruppe zwischen 55 und
75 Jahren an. 2% waren Kinder
und Jugendl iche unter 1 8
Jahren.Bei einem Viertel der
schwerbehinderten Menschen
(25%) war vom Versorgungs-
amt der höchste Grad der
Behinderung von 1 00
festgestel lt worden; 31 %
wiesen einen Behinderungs-
grad von 50 auf. . Etwas mehr
als die Hälfte (52%) der
Schwerbehinderten waren
Männer.

Studium. Besonders bei berufl ichen

Perspektiven wird Behinderung als

Ursache für Ausgrenzung erlebt.

Bei Menschen mit Behinderungen

l iegt die Arbeitslosenquote deutl ich

über dem Durchschnitt. Wenn sie

einen Arbeitsplatz haben, wird dieser

in der Regel schlechter bezahlt. Sie

haben kaum eine Chance auf dem

ersten Arbeitsmarkt.

Stattdessen werden Werkstätten für

Menschen mit Behinderung (WfMB)

geschaffen, welche die Betroffenen

bei geringem Entgelt in speziel l dafür

errichteten Unternehmungen aus-

grenzen. Die vorgegebene Eingl iede-

rung von Menschen mit Behinderung

aus diesen Institutionen auf den ers-

ten Arbeitsmarkt wird kaum erreicht.

Auch hier bestimmen und beschrän-

ken finanziel le Aspekte die Einbezie-

hung (Inklusion) der Menschen mit

Behinderung. Notwendig sind auch

hier der Abbau von Barrieren in den

Köpfen und sol idarisches Handeln.

DIE LINKE unterstützt al le Maßnah-

men, um Menschen mit Behinderun-

gen eine Teilhabe am al lgemeinen

Arbeitsleben zu ermögl ichen, an Ar-

beit, von der man gut und in Würde

leben kann.

Daniel Flock. Mitglied des

Kreisvorstandes Krefeld der Partei DIE

LINKE.



7Rote Krähe - DIE LINKE. Krefeld - Ausgabe 6 / 201 0 Dezember 201 0

Konkret fordert DIE LINKE. daher u.a. :

- die Wiedererhöhung der sogenannten

Schwerbehindertenquote auf sechs

Prozent

- die spürbare Erhöhung der Aus-

gleichsabgabe für die Unternehmen,

die diese Quote nicht erfül len

- die Stärkung der Schwerbehinderten-

vertretungen

- die Abwehr jegl icher Versuche, die

für Schwerbehinderte geschaffenen

Regelungen im Arbeitsrecht auszuhöh-

len oder zu unterlaufen

- für die Beschäftigten in den Werk-

stätten (WfMB) einen Arbeitnehmer-

status mit al len Rechten und

angemessene Entlohnung

- eine stärkere Förderung der Unter-

nehmen, die Menschen mit Behinde-

rungen beschäftigen, z.B. durch

Lohnkostenzuschüsse, speziel le Aus-

bildungsbeihil fen und Investitionshilfen

zur Schaffung von entsprechenden Ar-

beitsplätzen Inklusive (einbeziehende)

Bildung

DIE LINKE und ihre Behindertenpol itik

setzen sich dafür ein, dass Aussonde-

rungen in der Bildung abgebaut, der

Bildungsbetrieb erneuert, die uneinge-

schränkte Zugängl ichkeit gewährt und

die Abhängigkeit von Kosten-Nutzen-

Rechnungen aufgehoben wird. Wir

wol len ein inklusives Bildungssystem

für al le, auch für Lernende mit Behin-

derungen.

Bildung hat nicht nur eine wissensver-

mittelnde Funktion, sie sol l ebenso so-

ziale Kompetenz und Selbständigkeit

vermitteln und sol l zur Ausbildung und

Stärkung des individuel len Selbstwert-

gefühls beitragen.

Dafür ist auch die Berufsausbildung

ein wichtiger Baustein. Die Schaffung

barrierefreier Zugängl ichkeit zu al len

Bildungseinrichtungen ist die Voraus-

setzung, (lebenslanges) gemeinsames

Lernen ist der Weg in ein selbstbe-

stimmtes Leben. Um dieses selbstver-

ständl ich werden zu lassen, muss

unsere Gesel lschaft bereit sein, Men-

schen mit Behinderungen als Teil der

Gesel lschaft zu akzeptieren. Gesel l -

schaftl iche Akzeptanz kann jedoch nur

durch pol itische Akzeptanz erzielt wer-

den. Es ist zwingend, dass Menschen

mit Behinderungen sich selbst als

gleichberechtigte Mitgl ieder der Ge-

sel lschaft betrachten. Dazu trägt auch

bei, dass es selbstverständl ich wird,

dass Menschen mit Behinderungen

nach ihren Kompetenzen beurteilt wer-

den und in berufl iche Prozesse einge-

gl iedert werden.

Eine wie auch immer geartete Ausson-

derung steht im krassen Widerspruch

zu den Menschenrechten. Das beste-

hende Bildungssystem ist grundlegend

zu verändern und auf der Grundlage

von Chancengleichheit al len zugäng-

l ich zu machen. Hierbei ist der An-

spruch auf lebenslanges Lernen

deutl ich hervorzuheben. Al le Men-

schen mit den unterschiedl ichsten

sonderpädagogischen Förderschwer-

punkten haben ein nicht einzuschrän-

kendes Recht auf Al lgemeinbildung.

Bildung unter vorgenannten Gesichts-

punkten muss neu definiert, ein ande-

res Verständnis von Lernen und

pädagogischer Systematik muss entwi-

ckelt und die Fach- wie Hochschulaus-

bildung von Pädagoginnen und

Pädagogen darauf abgestimmt wer-

den. Gerade die Arbeit mit Menschen

mit Behinderungen benötigt einen spe-

zifischen Kenntnisstand, welcher die

Förderung bei deren individuel len Fä-

higkeiten ansetzen lässt. Bei Men-

schen mit hohem

sonderpädagogischem Förderbedarf

ist die Ausbildung von lebensprakti-

schen Fertigkeiten und Fähigkeiten

Grundlage für ein relativ selbständiges

und weitgehend selbstbestimmtes Le-

ben. Es sind Voraussetzungen zu

schaffen, die Menschen mit Seh- und

Hörbeeinträchtigungen den Zugang zu

hochwertigen Lernbedingungen garan-

tieren, wobei die al lgemeingültige An-

erkennung der Gebärdensprache und

der hörbegleitenden Gebärde als ei-

genständige Mutter- und Kultursprache

von grundsätzl icher Bedeutung ist. Bil -

dung hat im frühesten Kindesalter zu

beginnen. Damit sind nicht qualvol le

pädagogische Experimente gemeint.

Es geht um altersgerechte Lernbeglei-

tung, die im Kindesalter beginnt, im

Schulal l tag intensiviert wird und auch

in Ausbildung und berufl icher Laufbahn

garantiert sein muss.

Behindertenpol itik bedeutet Quer-

schnittspol itik. Sie zieht sich durch al le

Lebensbereiche. Teilhabe jetzt! Inklusi-

on jetzt!

D. F.
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Heidrun von der Stück
Tackheide 88
47804 Krefeld
(021 51 ) 446 86 64

www.dielinke-krefeld.de

Mitmachen schafft Vielfalt und

Teilhabe!

Haben Sie Ideen Vorschläge oder
Anmerkungen? Ihnen stinkt etwas.
Sie möchten die Rote Krähe in
elektronischer Form bekommen. Sie
sind interessiert an Informationen von
uns. Sie möchten mitmachen. Sie
möchten uns unterstützen. Sie haben
ein Anl iegen an die Redaktion.

Wenden Sie sich an:

info@dielinke-krefeld.de

Am 1 3.1 1 .201 0 gingen in der Bundes-
republ ik Deutschland ca. 1 00 000
Menschen auf die Straße und protes-
tierten im Rahmen mehrerer Gewerk-
schaftsveranstaltungen gegen "das
Sparpaket" der Bundesregierung. Ne-
ben etl ichen kleineren Veranstaltun-
gen haben 45000 Menschen in
Stuttgart, 30000 in Nürnberg, 6000 in
Erfurt und 1 4000 in Dortmund gegen
den Sozialabbau demonstriert.
Zu der Dortmunder Veranstaltung fuh-
ren 4 Busse aus Krefeld. Sie waren
vom DGB, der IG Metal l , ver.di, der IG
NGG und IGBCE organisiert.
Unter dem Motto "Gemeinsam für ein
gutes Leben - Gerecht geht anders -
Für einen Kurswechsel in Berl in" zog
trotz regnerischem Wetter ein langer
Demonstrationszug vom Hauptbahn-
hof in Dortmund durch die Stadt zur
Westfalenhal le.
Die TeilnehmerInnen forderten u.a. :
- einen gesetzl ichen Mindestlohn
- gleiche Bezahlung für Leiharbeiter
- Abkehr von der Rente mit 67
- gebührenfreie Bildung für al le
- eine starke Ausstattung von Städten
und Gemeinden
Hauptredner der Veranstaltung in der
Westfalenhal le waren Frank Bsirske
von ver.di und Michael Vassil iades von
der Gewerkschaft Bergbau, Chemie
und Energie.
Bsirske, der während seiner Rede der
schwarz-gelben Regierung den „Stin-

kefinger“ zeigte, rief: « In Deutschland
tickt eine soziale Zeitbombe, die ent-
schärft werden muss» und weiter: «Die-
se Regierung macht die Menschen zu
Deppen der Nation, die Tag für Tag hart
arbeiten und trotzdem von ihrem Ein-
kommen nicht leben können.»

Gerecht geht anders!

Demonstration gegen

weiteren Sozialabbau

4 Busse aus Krefeld in Dortmund

DIE LINKE. im
Rat der Stadt

Krefeld
Von-der-Leyen-Platz 1
47798 Krefeld
Telefon 021 51 /86201 2
Fax 021 51 /862099
E-Mail : l inke-ratsgruppe@krefeld.de

Öffnungszeiten Büro
Dienstag
von 1 5:00 - 1 8:00 Uhr
Donnerstag
von 09:00 - 1 2:00 Uhr
Raum C 26
im Rathaus Krefeld

Frohe
Weihnachten
und Frieden
auf Erden
wünscht

DIE LINKE.
Krefeld
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